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Text 

Entstehung der Steuerschuld, Selbstberechnung, Fälligkeit und Steuererklärung 

§ 11. (1) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des Kalendermonates, in dem Lohnzahlungen 
gewährt, Gestellungsentgelte gezahlt (§ 2 lit. b) oder Aktivbezüge ersetzt (§ 2 lit. c) worden sind. 
Lohnzahlungen, die regelmäßig wiederkehrend bis zum 15. Tag eines Kalendermonats für den 
vorangegangenen Kalendermonat gewahrt werden, sind dem vorangegangenen Kalendermonat 
zuzurechnen. 

(2) Die Kommunalsteuer ist vom Unternehmer für jeden Kalendermonat selbst zu berechnen und bis 
zum 15. des darauffolgenden Monates (Fälligkeitstag) an die Gemeinde zu entrichten. Werden laufende 
Bezüge für das Vorjahr nach dem 15. Jänner bis zum 15. Februar ausgezahlt, ist die Kommunalsteuer bis 
zum 15. Februar abzuführen. 

(3) Erweist sich die Selbstberechnung des Unternehmers als nicht richtig oder wird die 
selbstberechnete Kommunalsteuer nicht oder nicht vollständig entrichtet, hat die Gemeinde einen 
Kommunalsteuerbescheid zu erlassen. Von der Erlassung eines solchen Bescheides ist abzusehen, wenn 
der Steuerschuldner nachträglich die Selbstberechnung berichtigt. 

(4) Für jedes abgelaufene Kalenderjahr hat der Unternehmer bis Ende März des folgenden 
Kalenderjahres der Gemeinde eine Steuererklärung abzugeben. Die Steuererklärung hat die gesamte auf 
das Unternehmen entfallende Bemessungsgrundlage aufgeteilt auf die beteiligten Gemeinden zu 
enthalten. Im Falle der Schließung der einzigen Betriebsstätte in der Gemeinde ist zusätzlich binnen 
einem Monat ab Schließung an diese Gemeinde eine Steuererklärung mit der Bemessungsgrundlage 
dieser Gemeinde abzugeben. Die Übermittlung der Steuererklärung hat elektronisch im Wege von 
FinanzOnline zu erfolgen. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das 
Verfahren der elektronischen Übermittlung mit Verordnung festzulegen. Ist dem Unternehmer die 
elektronische Übermittlung mangels technischer Voraussetzungen unzumutbar, ist der Gemeinde die 
Steuerklärung unter Verwendung eines amtlichen Vordruckes zu übermitteln. Die Gemeinden haben die 
Daten der Steuererklärung hinsichtlich der jeweils auf sie entfallenden Bemessungsgrundlagen der 
Finanzverwaltung des Bundes im Wege des FinanzOnline zu übermitteln. 

Die Abgabenbehörden des Bundes sind berechtigt, die Daten der Steuererklärung nach Maßgabe des 
§ 14 Abs. 2 zu verwenden. 

(5) Der Unternehmer hat jene Aufzeichnungen zu führen, die zur Erfassung der abgabepflichtigen 
Tatbestände dienen. 


